
Akzeptanz für Windräder in der
unmittelbaren Nachbarschaft
Frage:
„Wenn man bei Ihnen in der Nähe, dort wo Sie
wohnen, ein Windrad aufstellen würde:
Würde Sie das stören oder nicht stören?“

Angaben
in Prozent

Basis: Baden-Württemberg,
Bevölkerung ab 18 Jahre

18
Unentschieden

24
Würde mich stören

58

Würde mich
nicht stören

Rascher Ausbau der Windkraft
wichtiger als Bürgerbeteiligung
Frage:
„Um den Windkraftausbau zu beschleunigen,
hat Ministerpräsident Winfried Kretschmann
vorgeschlagen, die Genehmigungszeiten für
neue Windkrafträder zu verkürzen, auch wenn
dadurch die Einspruchsmöglichkeiten der
Bürger eingeschränkt werden. Halten Sie das
für einen guten oder für keinen guten
Vorschlag?“

Basis: Baden-Württemberg,
Bevölkerung ab 18 Jahre

Angaben
in Prozent

19
Unentschieden

55
Guter Vorschlag

26

Kein guter
Vorschlag

Angaben
in Prozent

21
Unentschieden

60

Finden den
Ausbau gut

19
Nicht gut

Große Unterstützung für raschen Ausbau der Windkraft
Frage:
"Um die Energieversorgung in Deutschland noch stärker auf erneuerbare Energien umzustellen,
soll zukünftig der Windkraftausbau rasch vorangetrieben werden. Finden Sie das alles in allem
gut, oder finden Sie das nicht gut?"

davon Sympathisanten von –

Grünen

SPD

CDU

FDP

AfD
Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre

85 Prozent

77

60

56

29

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre

Mehrheit fordert Laufzeitverlängerung für Neckarwestheim II
Frage:
„In Baden-Württemberg steht mit Neckarwestheim II eines der letzten aktiven Kernkraftwerke
Deutschlands. Es soll Ende dieses Jahres vom Netz gehen. Was meinen Sie: Sollte man in der
jetzigen Situation zur Sicherung der Energieversorgung die Laufzeit von Neckarwestheim II
verlängern, oder sollte man Neckarwestheim II wie geplant Ende des Jahres abschalten?“

Laufzeit verlängern

Altersgruppen

18- bis 29-Jährige 46 Prozent

53

58

63

30- bis 44-Jährige

45- bis 59-Jährige

60-Jährige und Ältere

Wie geplant
abschalten

Angaben
in Prozent

15 57

28

Unentschieden

Der Krieg in der Ukraine und die Sorge
der Bürger umdie künftige Energiever-
sorgung haben innerhalb weniger Wo-
chen erreicht, woran sich die grün ge-
führte Landesregierung seit Jahren die
Zähne ausbeißt: Der Widerstand der
Bürger gegen Windkraftanlagen bricht
ein.Undnicht nur das – er verkehrt sich
insGegenteil. Die Politik soll jetzt beim
Windkraftausbau und bei den erneuer-
baren Energien kräftig aufs Gaspedal
treten, selbst dann, wenn das Windrad
in Sichtweite vor der eigenen Haustür
zu stehen droht. Und im Gegenzug soll
die Politik beim Atomausstieg auf die
Bremse treten.
Zugleich belasten die gestiegenen

Preise für Strom, Heizöl, Gas, Benzin
undDiesel bereits das Alltagsleben vie-
ler Menschen. Jeder vierte Bürger im
Südwesten hat Sorgen, dadurch in gro-
ße finanzielle Schwierigkeiten zu kom-
men, fast zweiDrittel derBürger spüren
die Preissteigerungen zwar, können sie
aber finanziell verkraften.
Das sind Ergebnisse aus dem aktu-

ellen BaWü-Check, der Umfrageserie
der baden-württembergischen Tages-
zeitungen durch das Institut für De-
moskopie Allensbach (IfD), die sich in
ihrem neunten Teil mit dem Ukraine-
Kriegund seinenAuswirkungenbefasst
hat. Fast alle Antworten zeigen dabei,
wie massiv und schlagartig sich Stim-
mungslage und Prioritäten der Men-
schen verändert haben. Vor allem ist der
Bevölkerung in den vergangenen Wo-
chen bewusst geworden, wie abhängig
Deutschland von Gas- und Öllieferun-
gen aus Russland ist.
Die Mehrheit der Bevölkerung sieht

die Sicherheit der Energieversorgung
hierzulande in Gefahr. Wie sehr, das
zeigt nach Angaben des Allensbacher
Instituts vor allem ein dramatischer
Wert: Nur noch sechs Prozent der Be-
völkerung halten die Energieversor-
gung im Land für gesichert, entspre-
chend ist auch die Stimmungslage der
Menschen. Bei vergleichbaren Umfra-
gen in den vergangenen Jahren hatte
derWert dagegen laut IfD stets bei rund
zwei Drittel der Befragten gelegen.
Die grün geführte Landesregierung

erhält von den Bürgern auf die Frage,
wo der Strom künftig herkommen soll,
mit der Umfrage eine klare Antwort.
Aus mehr Windkraftanlagen und er-
neuerbaren Energien, was die grün-
schwarzeRegierungskoalitionohnehin
derzeit vorantreibt – und aus der Ver-
längerung der Laufzeit des Atomkraft-
werks Neckarwestheim II. Der Meiler
soll als einer von drei derzeit noch in
Betrieb befindlichenAtomkraftwerken
in Deutschland planmäßig Ende 2022
vomNetz gehen. Nun hat sich im aktu-
ellen, von den Kriegsfolgen geprägten
BaWü-Check eineMehrheit der Baden-
Württemberger (57 Prozent) zur Siche-
rung der Energieversorgung für eine
Laufzeitverlängerung vonNeckarwest-

heim II ausgesprochen. Selbst aus der
Gruppe der 18- bis 29-Jährigen ist fast
dieHälfte derBefragten (48Prozent) für
eine längere Laufzeit, in allen höheren
Altersgruppen gibt es eine klare Mehr-
heit dafür.Nur 28Prozent sprechen sich
weiter für die geplante Abschaltung
zumEnde des Jahres aus.

„Einfach“ die Laufzeit verlängern?
Was die Landespolitik und den Kraft-
werksbetreiber EnBWbetrifft, bestehen
kaum Chancen dafür. Sowohl die ba-
den-württembergische Umwelt- und
EnergieministerinTheklaWalker (Grü-
ne) als auch die EnBW selbst haben auf
SÜDKURIER-Anfrage erst vergangene
Woche auf den bestehenden Ausstiegs-
beschluss und die grundsätzliche Zu-
ständigkeit des Bundes verwiesen, der
das Ausstiegsdatum gesetzlich festge-
legt hat. Über Nacht geht eine Laufzeit-
verlängerung schon gar nicht. Zuerst
bedürfte es einer Änderung des Bun-
desgesetzes, zudemhat sich der Betrei-
ber EnBW seit Jahren auf dieses Aus-
stiegsdatum vorbereitet.
Dies betrifft die bereits seit 2016 er-

richte Rückbau-Infrastruktur samt
zugehörigen Verträgen, die Personal-
planung, aber vor allem auch die Be-
schaffung der für einen Weiterbetrieb
nötigenBrennelemente. Experten rech-
nen damit, dass die Herstellung neuer

Brennelemente nach einem Verlänge-
rungsbeschluss mindestens 1,5 Jah-
re dauern würde – vor Ende 2023 wäre
einWeiterbetrieb dann kaummöglich.
Zudem stammte laut der Euratom-Ver-
sorgungsagentur Esa bislang fast die
Hälfte (42 Prozent) des für die Brenn-
elemente benötigten Urans aus Russ-
land und den russlandtreuen Staaten
Kasachstan undUsbekistan.
Anders sieht es bei derWindkraft aus,

deren Ausbau in Baden-Württemberg
60Prozent derBürger unterstützen.Die
Mehrheit geht quer durchdieAnhänger
aller Parteien und erreicht selbst das
FDP-Lager (56 Prozent Zustimmung) –
mit Ausnahme der AfD-Anhänger. Für
den schnellerenAusbau sinddieBürger
nun mehrheitlich sogar bereit, auf ihr
Einspruchsrecht zu verzichten (55 Pro-
zent) und selbstWindräder inderNähe
der eigenenHaustür zu akzeptieren (58
Prozent). Aber bis sichdort etwasdreht,
dauert es selbst im Fall der Halbierung
der derzeitigen Planungsdauer von bis
zu sieben Jahren pro Anlage noch viel
zu lang, bevor Baden-Württemberg die
eigene Windenergie-Bilanz aufpäp-
peln kann. Schon die Verfahrensver-
kürzung, die andiesemDonnerstag im
Landtag auf den parlamentarischen
Weg gebrachtwerden soll, wird frühes-
tens nach der Sommerpause in Geset-
zesform gegossen.

Windkraft – ja bitte,
und Atomkraft auch
➤ Ukraine-Krieg verändert

Haltung zu Energie
➤ Nur beim Tempolimit ist

der Widerstand groß

Nein zum Tempolimit
Ein Teil der Baden-Württemberger stellt
sich auf das Energiesparen ein. Sie
fahren weniger Auto (45 Prozent) und
heizen sparsamer (36 Prozent). Aber
so weit, dass sie sich mehrheitlich für
ein spritsparendes Tempolimit ausspre-
chen, geht für viele Autofahrer die Ener-
giekrise noch nicht. Nur 37 Prozent der
Bevölkerung im Autoland Baden-Würt-
temberg halten ein vorübergehendes
Tempolimit von 100 Stundenkilometern
auf Autobahnen für sinnvoll, um den
Verbrauch von Kraftstoffen zu senken.
Sie wollen vor allem bei den Tank-
kosten sparen. Und haben eine klare
Meinung darüber, wie das gehen soll:
69 Prozent fordern weniger Steuern auf
Diesel und Benzin.

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre

Genutzte Einsparpotenziale im Alltag

Ich versuche mich generell
einzuschränken, sparsamer zu leben

Zurückhaltender heizen, die Temperatur
zu Hause niedriger einstellen als gewöhnlich

Häufiger den öffentlichen Nahverkehr nutzen

Weniger Strom im Haushalt verbrauchen

Sparsamer Auto fahren

Weniger Auto fahren

Nein, nichts davon

Frage:
„Haben Sie wegen der gestiegenen Energiepreise etwas in Ihrem Alltag geändert
bzw. planen Sie, demnächst etwas zu ändern?“

Bevölkerung insgesamt Personen, die von den hohen Energiepreisen massiv belastet sind

Angaben in Prozent

54

45

36

35

34

18

14

60

42

40

37

36

15

11

Angaben in Prozent

Bevölkerung insgesamt Personen, die von den hohen Energiepreisen massiv belastet sind

Maßnahmen gegen die hohen Spritpreise

Die Steuern auf Benzin
und Diesel sollten gesenkt werden

Bürger sollten direkt beim Tanken einen
Zuschuss bzw. Tankrabatt erhalten

Die Pendlerpauschale sollte
erhöht werden

Nichts davon, der Staat sollte
nicht eingreifen

Frage:
„Aufgrund der hohen Preise für Benzin und Diesel gibt es die Forderung, dass der Staat die
Bürger bei den Spritpreisen entlasten soll. Wie sehen Sie das, was sollte der Staat Ihrer
Meinung nach am ehesten tun?“

69 78

12

7

12

8

113

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre
QUELLE: ALLENSBACHER ARCHIV, IFD-UMFRAGE 6164/III / SÜDKURIER-GRAFIK

V O N U L R I K E B Ä U E R L E I N
ulrike.baeuerlein@suedkurier.de

Andreas Schwarz, Frak-
tionschef der Grünen im
Landtag, und Umweltmi-
nisterin Thekla Walker bei
der Eröffnung des Wind-
parks Falkenhöhe nahe
Schramberg im vergan-
genen Herbst. BILD: DPA

Nur mäßige Unterstützung für ein Tempolimit von 100 km/h
Frage:
„Es gibt den Vorschlag, in der derzeitigen Situation vorübergehend ein Tempolimit von
100 km/h auf Autobahnen einzuführen. Finden Sie, das ist ein guter Vorschlag oder
kein guter Vorschlag?“

fahren selbst mit dem Auto –

viel

mittel

wenig

gar nicht

Angaben
in Prozent

16

Unentschieden

47

Kein guter
Vorschlag

37
Guter Vorschlag

21 Prozent

26

44

52

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre
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